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12. Gesetz vom 12. Dezember 2012, mit dem die Landarbeitsordnung 2000 geändert wird
13. Gesetz vom 12. Dezember 2012, mit dem das Tiroler Mindestsicherungsgesetz, das Tiroler Grund-

versorgungsgesetz und das Tiroler Rehabilitationsgesetz geändert werden

Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Die Landarbeitsordnung 2000, LGBl. Nr. 27, zuletzt
geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 150/2012, wird wie
folgt geändert:

1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach der Überschrift
zu § 5 folgende Überschrift eingefügt:

„§ 5a Überlassung“

2. Im Inhaltsverzeichnis werden nach der Überschrift
zu § 15 folgende Überschriften eingefügt:

„§ 15a Weitere Ansprüche gegen ausländische
Dienstgeber ohne Sitz in einem EU- 
oder EWR-Mitgliedstaat oder der 
Schweiz bei Entsendung

§ 15b Weitere Ansprüche gegen ausländische
Dienstgeber mit Sitz in einem EU- 
oder EWR-Mitgliedstaat oder der 
Schweiz bei Entsendung“

3. Im Inhaltsverzeichnis werden nach der Überschrift
zu § 49r folgende Überschriften eingefügt:

„ABSCHNITT IIb
Überlassung von Dienstnehmern

§ 50 Allgemeines

§ 50a Zulässigkeit der grenzüber-
schreitenden Überlassung

§ 50b Ansprüche der Dienstnehmer

§ 50c Weitere Ansprüche bei grenzüber-
schreitender Überlassung

§ 50d Informationspflichten

§ 50e Gleichbehandlung 
und Diskriminierungsverbote

§ 50f Meldepflichten

§ 50g Untersagung

§ 50h Zuständigkeit und Verfahren

§ 50i Überwachung und Auskunftspflicht

§ 50j Amtshilfe“

4. Im Inhaltsverzeichnis wird die bisherige Paragra-
phenbezeichnung „§ 50“ durch die Paragraphenbe-
zeichnung „§ 50k“ ersetzt.

5. Im Inhaltsverzeichnis wird nach der Überschrift
zu § 67a folgende Überschrift eingefügt:
„§ 67b Überlassung von Dienstnehmern“

6. Der Abs. 1 des § 4 hat zu lauten:
„(1) Die Bestimmungen der Abschnitte II, IIa, IIb,

IV, VII und X sowie der §§ 50k bis 57 und 81 bis 89 gelten
nicht für land- und forstwirtschaftliche Angestellte.“

7. Nach § 5 wird folgende Bestimmung als § 5a ein-
gefügt: „§ 5a

Überlassung

(1) Eine Überlassung im Sinn dieses Gesetzes liegt
vor, wenn Dienstnehmer Dritten zur Verfügung gestellt
werden, um für sie und unter deren Kontrolle zu arbei-
ten.

(2) Überlasser ist, wer als Dienstgeber Dienstnehmer
zur Arbeitsleistung an Dritte verpflichtet.

(3) Beschäftiger ist, wer diese Dienstnehmer für be-
triebseigene Aufgaben zur Arbeitsleistung einsetzt.

(4) Für die Beurteilung, ob eine Überlassung von
Dienstnehmern vorliegt, ist der wahre wirtschaftliche
Gehalt und nicht die äußere Erscheinungsform des
Sachverhaltes maßgebend.

(5) Eine Überlassung liegt insbesondere auch vor,
wenn die Dienstnehmer ihre Arbeitsleistung im Betrieb
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des Werkbestellers in Erfüllung von Werkverträgen er-
bringen, aber

a) kein von den Produkten, Dienstleistungen und
Zwischenergebnissen des Werkbestellers abweichendes,
unterscheidbares und dem Werkunternehmer zure-
chenbares Werk herstellen oder an dessen Herstellung
mitwirken oder

b) die Arbeit nicht vorwiegend mit Material und
Werkzeug des Werkunternehmers leisten oder

c) organisatorisch in den Betrieb des Werkbestellers
eingegliedert sind und dessen Dienst- und Fachaufsicht
unterstehen oder

d) der Werkunternehmer nicht für den Erfolg der
Werkleistung haftet.

(6) Die Vorschriften über die Überlassung von
Dienstnehmern gelten unbeschadet des auf das Dienst-
verhältnis sonst anzuwendenden Rechts auch für aus
dem Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) oder aus
Drittstaaten überlassene Dienstnehmer. Die Überlas-
sung von Dienstnehmern aus der Schweiz ist wie die
Überlassung aus dem EWR zu behandeln.“ 

8. Der Abs. 2 des § 15 hat zu lauten:
„(2) Abs. 1 gilt, unbeschadet des auf das Dienstver-

hältnis anzuwendenden Rechts, auch für einen Dienst-
nehmer, der von einem Dienstgeber ohne Sitz in Öster-
reich zur Erbringung einer fortgesetzten Arbeitsleis-
tung nach Österreich entsandt wird.“

9. Nach § 15 werden folgende Bestimmungen als
§§ 15a und 15b eingefügt:

„§ 15a
Weitere Ansprüche gegen ausländische Dienst-

geber ohne Sitz in einem EU- oder EWR-Mitglied-
staat oder der Schweiz bei Entsendung

Der Dienstnehmer, der von einem Dienstgeber ohne
Sitz in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union
oder des Europäischen Wirtschaftsraumes oder der
Schweiz für Arbeiten zur Erbringung einer fortgesetz-
ten Arbeitsleistung nach Österreich entsandt wird, hat
unbeschadet des auf das Dienstverhältnis anzuwenden-
den Rechts für die Dauer der Entsendung zwingend
Anspruch auf

a) bezahlten Urlaub nach § 81, sofern das Urlaubs-
ausmaß nach den Rechtsvorschriften des Heimatstaates
geringer ist; nach Beendigung der Entsendung behält
dieser Dienstnehmer den der Dauer der Entsendung
entsprechenden aliquoten Teil der Differenz zwischen
dem nach österreichischem Recht höheren Urlaubsan-
spruch und dem Urlaubsanspruch, der ihm nach den
Rechtsvorschriften des Heimatstaates zusteht;

b) die Einhaltung der kollektivvertraglich festgeleg-
ten Arbeitszeitregelungen.

§ 15b
Weitere Ansprüche gegen ausländische Dienst-

geber mit Sitz in einem EU- oder EWR-Mitglied-
staat oder der Schweiz bei Entsendung

Ein Dienstnehmer, der von einem Dienstgeber mit
Sitz in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen
Union oder des Europäischen Wirtschaftsraumes oder
der Schweiz zur Erbringung einer fortgesetzten Ar-
beitsleistung nach Österreich entsandt wird, hat unbe-
schadet des auf das Dienstverhältnis anzuwendenden
Rechts für die Dauer der Entsendung zwingend An-
spruch auf

a) bezahlten Urlaub nach § 81, sofern das Urlaubs-
ausmaß nach den Rechtsvorschriften des Heimatstaates
geringer ist; nach Beendigung der Entsendung behält
dieser Dienstnehmer den der Dauer der Entsendung
entsprechenden aliquoten Teil der Differenz zwischen
dem nach österreichischem Recht höheren Urlaubsan-
spruch und dem Urlaubsanspruch, der ihm nach den
Rechtsvorschriften des Heimatstaates zusteht;

b) die Einhaltung der kollektivvertraglich festgeleg-
ten Arbeitszeitregelungen;

c) Bereithaltung der Aufzeichnung im Sinn der Richt-
linie 91/533/EWG des Rates über die Pflicht des Ar-
beitgebers zur Unterrichtung des Arbeitnehmers über
die für seinen Arbeitsvertrag oder sein Arbeitsverhält-
nis geltenden Bedingungen, ABl. 1991 Nr. L 288, S. 32,
in Österreich durch den Dienstgeber oder den mit der
Ausübung des Weisungsrechts des Dienstgebers gegen-
über den entsandten Dienstnehmern Beauftragten.“

10. Nach § 49r werden folgende Bestimmungen als
Abschnitt IIb eingefügt:

„ABSCHNITT IIb
Überlassung von Dienstnehmern

§ 50
Allgemeines

(1) Dienstnehmer dürfen nicht ohne ihre ausdrük-
kliche Zustimmung überlassen werden.

(2) Die Überlassung von Dienstnehmern in Betriebe,
die von Streik oder Aussperrung betroffen sind, ist ver-
boten.

(3) Ansprüche, die dem überlassenen Dienstnehmer
nach diesem Abschnitt oder nach anderen zwingenden
Rechtsvorschriften zustehen, können vertraglich nicht
ausgeschlossen werden.
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(4) Vereinbarungen zwischen dem Überlasser und
dem Beschäftiger, die der Umgehung gesetzlicher Be-
stimmungen zum Schutz der Dienstnehmer dienen, sind
verboten.

§ 50a
Zulässigkeit der grenzüber-
schreitenden Überlassung

(1) Die Überlassung von Dienstnehmern vom Aus-
land nach Österreich ist nur zulässig, wenn eine Bewil-
ligung nach Abs. 2 erteilt wurde.

(2) Die Bewilligung zur Überlassung von Dienst-
nehmern vom Ausland nach Österreich kann auf An-
trag des Beschäftigers erteilt werden, wenn

a) die Beschäftigung besonders qualifizierter Fach-
kräfte aus arbeitsmarktlichen und volkswirtschaftlichen
Gründen unumgänglich notwendig ist,

b) diese Dienstnehmer ausschließlich im Weg der
Überlassung aus dem Ausland verfügbar sind und

c) deren Beschäftigung keine Gefährdung der Lohn-
und Arbeitsbedingungen inländischer Dienstnehmer
bewirkt.

(3) Die Bewilligung nach Abs. 2 darf nicht erteilt wer-
den, wenn der Beschäftiger

a) gegen die Vorschriften betreffend die Überlassung
von Dienstnehmern verstoßen hat oder

b) unzulässige Arbeitsvermittlung betrieben hat oder
c) Verpflichtungen eines Dienstgebers, die sich aus

dem Arbeitsrecht einschließlich des Arbeitnehmer-
schutzes oder dem Sozialversicherungsrecht ergeben,
erheblich verletzt hat.

(4) Die Bewilligung nach Abs. 2 ist jeweils nur für
eine bestimmte Anzahl von Dienstnehmern und nur für
einen bestimmten Zeitraum zu erteilen.

(5) Die Bewilligung nach Abs. 2 ist zu widerrufen,
wenn die für die Erteilung wesentlichen Voraussetzun-
gen nicht mehr vorliegen.

(6) Die Abs. 1 bis 5 sind auf Überlassungen innerhalb
des Europäischen Wirtschaftsraumes und der Schweiz
nicht anzuwenden.

§ 50b
Ansprüche der Dienstnehmer

(1) Der überlassene Dienstnehmer hat Anspruch auf
ein angemessenes, ortsübliches Entgelt, das mindestens
einmal monatlich auszuzahlen und schriftlich abzu-
rechnen ist. Normen der kollektiven Rechtsgestaltung,
denen der Überlasser unterworfen ist, bleiben unbe-
rührt. Bei der Beurteilung der Angemessenheit ist für
die Dauer der Überlassung auf das im Beschäftigerbe-
trieb vergleichbaren Dienstnehmern für vergleichbare

Tätigkeiten zu zahlende kollektivvertragliche oder ge-
setzlich festgelegte Entgelt Bedacht zu nehmen.

(2) Ist der Dienstnehmer nachweislich zur Leistung
bereit und kann er nicht oder nur unter dem vereinbar-
ten Ausmaß beschäftigt werden, so gebührt das Entgelt
auf Basis der vereinbarten Arbeitszeit.

(3) Während der Überlassung gelten für den über-
lassenen Dienstnehmer auch die im Beschäftigerbetrieb
geltenden verbindlichen Bestimmungen allgemeiner
Art, die sich auf Aspekte des Urlaubs beziehen.

(4) Die Vergleichbarkeit ist nach der Art der Tätig-
keit und der Dauer der Beschäftigung im Betrieb des
Beschäftigers sowie der Qualifikation des Dienstneh-
mers für diese Tätigkeit zu beurteilen.

(5) Der Beschäftiger hat dem überlassenen Dienst-
nehmer zu den gleichen Bedingungen wie seinen eige-
nen Dienstnehmern Zugang zu den Wohlfahrtseinrich-
tungen und -maßnahmen in seinem Betrieb zu gewäh-
ren, es sei denn, sachliche Gründe rechtfertigen eine
unterschiedliche Behandlung. Dazu zählen insbeson-
dere Kinderbetreuungseinrichtungen, Gemeinschafts-
verpflegung und Beförderungsmittel.

(6) Soweit nicht im Überlasserbetrieb und im Be-
schäftigerbetrieb derselbe Kollektivvertrag zur Anwen-
dung kommt, kann der Kollektivvertrag für Überlas-
sungen durch Dienstgeber, die in seinen Geltungsbe-
reich fallen, Ausnahmen von Abs. 1 vorsehen, wenn die
Überlassung des Dienstnehmers in den Beschäftiger-
betrieb eine Woche nicht überschreitet und der Dienst-
nehmer insgesamt nicht mehr als drei Wochen im Ka-
lenderjahr überlassen wird.

§ 50c
Weitere Ansprüche bei grenzüber-

schreitender Überlassung

(1) Ein Dienstnehmer, der aus dem Ausland nach
Österreich überlassen wird, hat unbeschadet des auf das
Dienstverhältnis anzuwendenden Rechts für die Dauer
der Überlassung zwingend Anspruch auf bezahlten Ur-
laub nach § 81, sofern das Urlaubsausmaß nach den
Rechtsvorschriften des Heimatstaates geringer ist.
Nach Beendigung der Überlassung behält der Dienst-
nehmer den der Dauer der Überlassung entsprechenden
aliquoten Teil der Differenz zwischen dem nach öster-
reichischem Recht höheren Urlaubsanspruch und dem
Urlaubsanspruch, der ihm nach den Rechtsvorschriften
des Heimatstaates zusteht.

(2) Ein Dienstnehmer, der aus dem Ausland nach
Österreich überlassen wird, hat unbeschadet des auf das
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Dienstverhältnis anzuwendenden Rechts für die Dauer
der Überlassung zwingend Anspruch auf

a) Entgeltfortzahlung bei Krankheit oder Unfall ein-
schließlich der Ansprüche bei Beendigung des Dienst-
verhältnisses, bei Feiertagen und bei Dienstverhinde-
rung aus wichtigen persönlichen Gründen in der gülti-
gen Dauer und Höhe,

b) Beachtung der gültigen Kündigungsfristen und
Kündigungstermine sowie der Normen über den be-
sonderen Kündigungs- und Entlassungsschutz und

c) Kündigungsentschädigung,
soweit dies günstiger ist als die Ansprüche nach den

Rechtsvorschriften des Heimatstaates.
(3) Ansprüche nach § 50b bleiben unberührt.

§ 50d
Informationspflichten

Soweit die Überlassung nicht unter eine Ausnahme
durch Kollektivvertrag nach § 50b Abs. 6 fällt, hat der
Überlasser den Dienstnehmer über den im Beschäfti-
gerbetrieb anzuwendenden Kollektivvertrag und die
Einstufung in denselben sowie den Grundgehalt oder 
-lohn zu informieren.

§ 50e
Gleichbehandlung 

und Diskriminierungsverbote

(1) Hinsichtlich der Beschäftigung im Betrieb des Be-
schäftigers gilt auch der Beschäftiger als Dienstgeber der
überlassenen Dienstnehmer im Sinn der Gleichbehand-
lungsvorschriften und Diskriminierungsverbote, die für
vergleichbare Dienstnehmer des Beschäftigers gelten.

(2) Abs. 1 gilt insbesondere für die Auswahl der über-
lassenen Dienstnehmer und die sonstigen Arbeitsbe-
dingungen, zu denen auch die Beendigung einer Über-
lassung zählt.

(3) Der Überlasser ist verpflichtet, für angemessene
Abhilfe zu sorgen, sobald er weiß oder wissen muss, dass
der Beschäftiger während der Dauer der Beschäftigung
die Gleichbehandlungsvorschriften oder Diskriminie-
rungsverbote nicht einhält.

(4) Führt eine Diskriminierung zu einer Beendigung
der Überlassung, so kann eine in diesem Zusammenhang
erfolgte Beendigung oder Nichtverlängerung des Dienst-
verhältnisses im Sinn des § 64g und gleichartiger gesetz-
licher Bestimmungen angefochten und Schadenersatz
gefordert werden, als wäre die Beendigung oder Nicht-
verlängerung des Dienstverhältnisses aufgrund der Dis-
kriminierung erfolgt.

(5) Der Überlasser hat gegen den Beschäftiger An-
spruch auf Ersatz aller aus den Abs. 3 oder Abs. 4 re-
sultierenden Aufwendungen.

§ 50f
Meldepflichten

(1) Der Überlasser hat die Überlassung von Dienst-
nehmern der zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde zu
melden, sobald die Überlassung drei Wochen pro Kalen-
derjahr überschreitet, wobei auch die Zeiten nacheinan-
der folgender Überlassungen verschiedener Dienstneh-
mer zusammenzuzählen sind.

(2) Bei bewilligungsfreier Überlassung von Dienst-
nehmern vom Ausland nach Österreich hat der Über-
lasser die grenzüberschreitende Überlassung spätestens
eine Woche vor der Arbeitsaufnahme in Österreich der
zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde zu melden. In
Katastrophenfällen, bei unaufschiebbaren Arbeiten und
bei kurzfristig zu erledigenden Aufträgen ist die Mel-
dung unverzüglich vor der Arbeitsaufnahme zu erstat-
ten.

(3) Die Meldung nach Abs. 2 hat folgende Angaben
zu enthalten:

a) den Namen und die Anschrift des Überlassers,
b) den Namen und die Anschrift des Beschäftigers,
c) die Namen, Geburtsdaten, Sozialversicherungs-

nummern und Staatsangehörigkeit der überlassenen
Dienstnehmer,

d) den Beginn und die voraussichtliche Dauer der
Beschäftigung beim Beschäftiger,

e) die Höhe des jedem einzelnen Dienstnehmer ge-
bührenden Entgelts,

f) die Orte der Beschäftigung,
g) die Art der Tätigkeit und die Verwendung der ein-

zelnen Dienstnehmer.
(4) Sofern dies technisch möglich ist, haben die Mel-

dungen elektronisch zu erfolgen.

§ 50g
Untersagung

(1) Die Überlassung von Dienstnehmern ist von der
Bezirksverwaltungsbehörde zu untersagen, wenn der
Überlasser seine Verpflichtungen, insbesondere gegen-
über einem Dienstnehmer, erheblich oder wiederholt
verletzt hat und trotz schriftlicher Androhung der
Untersagung neuerlich verletzt.

(2) Die Verträge zwischen dem Überlasser und den
überlassenen Dienstnehmern werden durch die Unter-
sagung der Überlassung von Dienstnehmern nicht be-
rührt. Die Untersagung bildet jedoch für die überlasse-
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nen Dienstnehmer binnen drei Monaten ab Kenntnis
einen wichtigen Grund für einen vorzeitigen Austritt im
Sinn des § 38.

§ 50h
Zuständigkeit und Verfahren

(1) Der Antrag auf Erteilung der Bewilligung der
grenzüberschreitenden Überlassung von Dienstneh-
mern vom Ausland nach Österreich nach § 50a Abs. 2
ist bei der zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde ein-
zubringen.

(2) Über diese Anträge sowie über den Widerruf der
Bewilligung und über die Untersagung der Überlassung
von Dienstnehmern entscheidet die zuständige Be-
zirksverwaltungsbehörde nach Anhörung der gesetz-
lichen Interessenvertretungen und der kollektivver-
tragsfähigen Berufsvereinigungen der Dienstgeber und
der Dienstnehmer sowie im Fall der Untersagung der
Überlassung von Dienstnehmern überdies der zustän-
digen Land- und Forstwirtschaftsinspektion.

§ 50i
Überwachung und Auskunftspflicht

(1) Die Bezirksverwaltungsbehörde sowie hinsicht-
lich des Dienstnehmerschutzes die Land- und Forst-
wirtschaftsinspektion haben die Einhaltung der Vor-
schriften über die Überlassung von Dienstnehmern zu
überwachen.

(2) Die Überlasser und die Beschäftiger von Dienst-
nehmern haben den im Abs. 1 genannten zuständigen
Behörden auf deren Verlangen

a) alle für eine Überprüfung erforderlichen Aus-
künfte zu erteilen,

b) die hierfür benötigten Unterlagen zur Einsicht
vorzulegen und

c) die Anfertigung vollständiger oder auszugsweiser
Abschriften oder Ablichtungen der Unterlagen zu ge-
statten.

(3) Die Überlasser und die Beschäftiger haben den im
Abs. 1 genannten zuständigen Behörden Zutritt zum
Betrieb und Einsicht in alle die Dienstnehmerüberlas-
sung betreffenden Unterlagen zu gewähren.

§ 50j
Amtshilfe

(1) Alle Behörden und alle öffentlich-rechtlichen
Körperschaften, insbesondere die gesetzlichen Interes-
senvertretungen der Dienstgeber und der Dienstnehmer
und die Träger der Sozialversicherung, haben im Rah-
men ihres Wirkungsbereiches die Bezirksverwaltungs-
behörde und die Land- und Forstwirtschaftsinspektion

bei der Erfüllung ihrer Aufgaben im Zusammenhang mit
der Überlassung von Dienstnehmern zu unterstützen.

(2) Diese Unterstützung besteht insbesondere auch
darin, dass sie den im Abs. 1 genannten zuständigen Be-
hörden

a) den Namen, die Geburtsdaten, die Anschrift, das
Geschlecht, die Staatsangehörigkeit, den Beschäfti-
gungsort, die Arbeits- und Vertragsbedingungen sowie
die Pensions-, Unfall- und Krankenversicherungsdaten
der überlassenen Dienstnehmer,

b) den Namen, die Geburtsdaten, die Anschrift, den
Betriebsgegenstand und den Sitz des Betriebes des
Überlassers und

c) den Namen, die Geburtsdaten, die Anschrift, die
gesetzliche Interessenvertretung und den Sitz des Be-
triebes des Beschäftigers

übermitteln.“
11. Der bisherige § 50 erhält die Paragraphenzeich-

nung „§ 50k“.
12. Im Abs. 2 des § 60 und im Abs. 3 des § 315 wird

das Zitat „§ 50“ jeweils durch das Zitat „§ 50k“ ersetzt.
13. Nach § 67a wird folgende Bestimmung als § 67b

eingefügt:
„§ 67b

Überlassung von Dienstnehmern

(1) Für die Dauer der Beschäftigung im Betrieb des
Beschäftigers gilt der Beschäftiger als Dienstgeber im
Sinn der Arbeitnehmerschutzvorschriften.

(2) Der Überlasser hat den Beschäftiger auf alle für
die Einhaltung des persönlichen Arbeitsschutzes, ins-
besondere des Arbeitszeitschutzes und des besonderen
Personenschutzes maßgeblichen Umstände hinzuwei-
sen.

(3) Während der Überlassung gelten für den über-
lassenen Dienstnehmer die im Beschäftigerbetrieb für
vergleichbare Dienstnehmer gültigen gesetzlichen, kol-
lektivvertraglichen sowie sonstigen im Beschäftigerbe-
trieb geltenden verbindlichen Bestimmungen allgemei-
ner Art, die sich auf Aspekte der Arbeitszeit beziehen.

(4) Für die Dauer der Beschäftigung im Betrieb des
Beschäftigers obliegen die Fürsorgepflichten des Dienst-
gebers auch dem Beschäftiger.

(5) Der Überlasser ist verpflichtet, die Überlassung
unverzüglich zu beenden, sobald er weiß oder wissen
muss, dass der Beschäftiger trotz Aufforderung die
Arbeitnehmerschutz- oder die Fürsorgepflichten nicht
einhält.“

14. Im Abs. 4 des § 95 wird das Zitat „§ 96“ durch das
Zitat „§ 5a“ ersetzt.
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15. § 96 hat zu lauten:

„§ 96
Überlassung

(1) Beschäftiger sind verpflichtet, vor der Überlas-
sung sowie vor jeder Änderung der Verwendung von
Dienstnehmern

a) die Überlasser über die für die Tätigkeit erforder-
liche Eignung und die erforderlichen Fachkenntnisse
sowie über die besonderen Merkmale des zu besetzenden
Arbeitsplatzes nachweislich schriftlich zu informieren,

b) sie über die für den zu besetzenden Arbeitsplatz
oder die vorgesehene Tätigkeit erforderliche gesund-
heitliche Eignung nachweislich schriftlich zu informie-
ren,

c) den Überlassern die für den zu besetzenden Ar-
beitsplatz oder die vorgesehene Tätigkeit relevanten
Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokumente nach-
weislich zu übermitteln und sie von jeder Änderung in
Kenntnis zu setzen.

(2) Überlasser sind verpflichtet, die Dienstnehmer
vor einer Überlassung sowie vor jeder Änderung der
Überlassung über die Gefahren, denen sie auf dem zu
besetzenden Arbeitsplatz ausgesetzt sein können, über
die für den Arbeitsplatz oder die Tätigkeit erforderliche
Eignung oder die erforderlichen Fachkenntnisse sowie
über die Notwendigkeit von Eignungs- und Folge-
untersuchungen nachweislich schriftlich zu informie-
ren.

(3) Eine Überlassung zu Tätigkeiten, für die Eig-
nungs- und Folgeuntersuchungen vorgeschrieben sind,
darf nur erfolgen, wenn diese Untersuchungen durch-
geführt wurden und keine gesundheitliche Nichteignung
vorliegt. Die Beschäftiger sind verpflichtet, sich nach-
weislich davon zu überzeugen, dass die Untersuchungen
durchgeführt wurden und keine gesundheitliche Nicht-
eignung vorliegt. Die entsprechenden Dienstgeber-
pflichten sind von den Überlassern zu erfüllen, die Be-
schäftiger haben ihnen die erforderlichen Informationen
und Unterlagen zur Verfügung zu stellen.

(4) Die Pflichten nach Abs. 1, 2 und 3 können ent-
fallen, wenn es sich um die auch im Überlasserbetrieb
ausgeübte Tätigkeit handelt, keine unterschiedlichen
Gefahren zu erwarten sind und die Überlassung eine
Woche nicht überschreitet.“

16. Im Abs. 1 des § 243 wird am Ende der lit. a fol-
gende Wortfolge angefügt:

„Grundsätze der betrieblichen Beschäftigung von
Dienstnehmern, die im Rahmen einer Überlassung tä-
tig sind;“

17. Im Abs. 2 des § 243 wird das Zitat „Abs. 1 lit. a
bis f“ durch das Zitat „Abs. 1 lit. a bis f und z“ ersetzt.

18. Im § 245 wird folgende Bestimmung als Abs. 5
angefügt:

„(5) Der Betriebsrat ist vor der beabsichtigten Auf-
nahme der Beschäftigung von überlassenen Dienstneh-
mern zu informieren; auf Verlangen ist eine Beratung
durchzuführen. Von der Aufnahme einer solchen Be-
schäftigung ist der Betriebsrat unverzüglich in Kennt-
nis zu setzen. Auf Verlangen ist ihm mitzuteilen, wel-
che Vereinbarungen hinsichtlich des zeitlichen Arbeits-
einsatzes der überlassenen Dienstnehmer und hinsicht-
lich der Vergütung für die Überlassung mit dem Über-
lasser getroffen wurden. Die §§ 233 bis 237a sind sinn-
gemäß anzuwenden.“

19. Im § 329 werden folgende Bestimmungen als
Abs. 7 bis 10 angefügt:

„(7) Wer den Bestimmungen der §§ 50 Abs. 2 bis 4,
50a sowie 50g zuwiderhandelt, begeht, sofern die Tat
nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der
ordentlichen Gerichte fallenden strafbaren Handlung
bildet oder nach anderen Verwaltungsstrafbestimmun-
gen mit strengerer Strafe bedroht ist, eine Verwaltungs-
übertretung und ist von der Bezirksverwaltungsbehörde
mit einer Geldstrafe von 1.000,– Euro bis zu 5.000,–
Euro, im Wiederholungsfall von 2.000,– Euro bis zu
10.000,– Euro, zu bestrafen. 

(8) Wer der Bestimmung des § 50f Abs. 2 zuwider-
handelt, begeht, sofern die Tat nicht den Tatbestand
einer in die Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte fal-
lenden strafbaren Handlung bildet oder nach anderen
Verwaltungsstrafbestimmungen mit strengerer Strafe
bedroht ist, eine Verwaltungsübertretung und ist von der
Bezirksverwaltungsbehörde mit einer Geldstrafe von
500,– Euro bis zu 5.000,– Euro, im Wiederholungsfall
von 1.000,– Euro bis zu 10.000,– Euro, zu bestrafen. 

(9) Wer den Bestimmungen der §§ 50d, 50f Abs. 1 so-
wie 50i Abs. 2 und 3 zuwiderhandelt, begeht, sofern die
Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der
ordentlichen Gerichte fallenden strafbaren Handlung
bildet oder nach anderen Verwaltungsstrafbestimmun-
gen mit strengerer Strafe bedroht ist, eine Verwaltungs-
übertretung und ist von der Bezirksverwaltungsbehörde
mit einer Geldstrafe bis zu 1.000,– Euro, im Wiederho-
lungsfall von 500,– Euro bis zu 2.000,– Euro, zu bestra-
fen. 

(10) Bei der Bemessung der Höhe der Geldstrafe nach
den Abs. 7, 8 und 9 ist insbesondere auf den durch die
Überlassung erzielten Ertrag oder sonstigen wirt-
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schaftlichen Vorteil Bedacht zu nehmen. Bei grenz-
überschreitender Überlassung gelten Verwaltungsüber-
tretungen nach den Abs. 7, 8 und 9 als im Sprengel je-
ner Bezirksverwaltungsbehörde begangen, in dem der
Arbeits(Einsatz)ort der nach Österreich überlassenen
Dienstnehmer liegt, bei wechselnden Arbeits(Ein-
satz)orten am Ort der Kontrolle.“

20. Im § 332 wird nach dem Umsetzungshinweis auf

die Richtlinie 94/33/EG der folgende Umsetzungshin-
weis eingefügt:

„396L0071: Richtlinie 96/71/EG über die Entsendung
von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung von
Dienstleistungen,“

Artikel II

Dieses Gesetz tritt mit dem Ablauf des Tages der
Kundmachung in Kraft.

Der Landtagspräsident:
van Staa

Der Landeshauptmann:
Platter

Das Mitglied der Landesregierung:
Steixner

Der Landesamtsdirektor:
Liener

Der Landtagspräsident:
van Staa

Der Landeshauptmann:
Platter

Das Mitglied der Landesregierung:
Reheis

Der Landesamtsdirektor:
Liener

Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Das Tiroler Mindestsicherungsgesetz, LGBl. Nr.
99/2010, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr.
150/2012, wird wie folgt geändert:

Im Abs. 4 des § 53 wird die Wortfolge „mit dem Ab-
lauf des 31. Dezember 2012“ durch die Wortfolge „mit
dem Ablauf des 31. Dezember 2022“ ersetzt.

Artikel II

Das Tiroler Grundversorgungsgesetz, LGBl. Nr.
21/2006, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr.
150/2012, wird wie folgt geändert:

Im Abs. 2 des § 23 wird die Wortfolge „mit dem Ab-
lauf des 31. Dezember 2012“ durch die Wortfolge „mit
dem Ablauf des 31. Dezember 2022“ ersetzt.

Artikel III

Das Tiroler Rehabilitationsgesetz, LGBl. Nr. 58/1983,
zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 150/2012,
wird wie folgt geändert:

Im Abs. 1 des § 35 wird im dritten Satz die Wortfolge
„mit dem Ablauf des 31. Dezember 2012“ durch die
Wortfolge „mit dem Ablauf des 31. Dezember 2022“ er-
setzt.

Artikel IV

Dieses Gesetz tritt mit 1. Jänner 2013 in Kraft.

13. Gesetz vom 12. Dezember 2012, mit dem das Tiroler Mindestsicherungsgesetz, das Tiro-
ler Grundversorgungsgesetz und das Tiroler Rehabilitationsgesetz geändert werden
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